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POSTANSCHRIFT Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  

  Postfach 1468, 53004 Bonn 

 

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn 

VERKEHRSANBINDUNG  Straßenbahn 61 und 65, Innenministerium 

Bus 550 und SB60, Innenministerium 

 

 

BETREFF  Beratungs- und Kontrollbesuch vom 1. Dezember 2022 mit dem Schwerpunkt Be-

schäftigtendatenschutz 
 

HIER  Ergebnis meiner Kontrolle 
 

 

Sehr , 

am 1. Dezember 2022 habe ich einen Beratungs- und Kontrollbesuch beim Jobcenter Mit-

telsachsen (nachfolgend: Jobcenter) in Mittweida durchgeführt. 

Gegenstand des Beratungs- und Kontrollbesuchs gemäß Art. 55 Abs. 1, 57 Abs. 1 lit. a) und 

58 Abs. 1 lit. b) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) i. V. m. § 16 Abs. 1 Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) waren: 

HAUSANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn  

   
FON  (0228) 997799  

   

E-MAIL  Referat15@bfdi.bund.de 

BEARBEITET VON   
   

INTERNET  www.bfdi.bund.de 

   
DATUM  Bonn, 01.03.2023 

GESCHÄFTSZ.  15-460 BMA/015#2756    

   

Bitte geben Sie das vorstehende Geschäftszeichen 

bei allen Antwortschreiben unbedingt an. 

   

Jobcenter Mittelsachsen 

Geschäftsführerin 

 

Hainichener Str. 66a 

09648 Mittweida 

 

nachrichtlich 

Vorsitz der Trägerversammlung 

Landkreis Mittelsachsen 

Frauensteiner Str. 43 

09599 Freiberg  

 

Bundesagentur für Arbeit  

Stabsstelle Datenschutz 

Regensburger Str. 104 - 106 

90478 Nürnberg 

 

Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales 

Referat IIc1 

Wilhelmstr. 49 

10117 Berlin 
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- die Verarbeitung personenbezogener Daten der dem Jobcenter gem. § 44b Sozial-

gesetzbuch Zweites Buch (SGB II) zugewiesenen Beschäftigten (nachfolgend Be-

schäftigte) durch das Team 702 Interne Verwaltung des Jobcenters, 

- die Verarbeitung personenbezogener Daten der Beschäftigten in der örtlichen Per-

sonalvertretung des Jobcenters sowie 

- die Stellung der behördlichen Datenschutzbeauftragten. 

Weitere Sachverhalte außerhalb der oben genannten Kontrollgegenstände wurden nicht 

geprüft. 

Für die meinen Mitarbeitenden gewährte Unterstützung, die offene und kooperative Ge-

sprächsatmosphäre sowie Ihre Bereitschaft, Anregungen aufzunehmen und notwendige Än-

derungen umzusetzen, danke ich Ihnen. 

 

1. Ergebnis meiner Kontrolle: 

Es wird die folgende Praxisempfehlung ausgesprochen: 

Das Jobcenter sollte ein Löschkonzept hinsichtlich der Verarbeitung von Beschäftigtenda-

ten im Zusammenhang mit Vorlagen an die Personalvertretung sowohl seitens des Teams 

702 als auch innerhalb des Personalrats erstellen. Dieses sollte durch geeignete Maßnah-

men sicherstellen, dass Daten nicht mehrfach gespeichert werden. 

Weiter sollte innerhalb des Löschkonzepts geregelt werden, das personenbezogene Unter-

lagen früherer Personalvertretungen mit dem Ende ihrer Amtszeit vernichtet werden, sofern 

die Speicherung auch über diesen Zeitpunkt hinaus nicht im Einzelfall erforderlich ist. Es 

sollten Kriterien für eine solche Erforderlichkeit festgelegt werden. 

Ich bitte, mir das Löschkonzept bis zum 31. August 2023 vorzulegen. 

Im Übrigen hat die Kontrolle keine wesentlichen datenschutzrechtlichen Defizite hinsicht-

lich des Kontrollgegenstandes ergeben. 

 

2. Sachverhalt: 

Es wurde folgender Sachverhalt bezüglich der Verarbeitung personenbezogener Daten der 

Beschäftigten innerhalb des Jobcenters festgestellt: 
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a) Personalverwaltung im Jobcenter 

Dem Jobcenter sind von seinen beiden Trägern, der Agentur für Arbeit Freiberg und dem 

Landratsamt Mittelsachsen, insgesamt etwa 260 Beschäftigte zugewiesen, die Aufgaben 

von circa 230 Vollzeitäquivalenten wahrnehmen. Die Beschäftigten sind auf drei Liegen-

schaften in Mittweida, Freiberg und Döbeln verteilt. Etwa 70 Prozent von ihnen sind Beschäf-

tigte der Agentur für Arbeit Freiberg, die restlichen 30 Prozent Beschäftigte des Landrats-

amts Mittelsachsen.  

Teil der Belegschaft sind fünfzehn Beamtinnen und Beamte. Bis auf eine Person handelt es 

sich dabei um Beamte der Bundesagentur für Arbeit (nachfolgend BA). 

Nach einer Phase der Konsolidierung in den letzten Jahren unterliegt der Personalkörper 

der dem Jobcenter zugewiesenen Beschäftigten aktuell nur noch einer vergleichsweise ge-

ringen Fluktuation. 

Soweit Personalaktendaten durch das Jobcenter selbst verarbeitet werden, erfolgt dies 

durch das Team 702 „Interne Verwaltung“ zentral am Standort Mittweida. Dort sind neben 

der Teamleitung eine Sachbearbeiterin sowie zwei Fachassistentinnen mit der Aufgabener-

ledigung betraut. Die Personalakten selbst befinden sich jeweils bei den Trägern, durch das 

Jobcenter werden nur Personalnebenakten geführt. 

Die Stellenbewirtschaftung für die kommunalen Beschäftigten und diejenigen der Agentur 

für Arbeit Freiberg erfolgt getrennt. 

Für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten hat das Jobcenter eine Information zur 

Datenerhebung von Beschäftigtendaten gemäß Art. 12, 13 und 14 DSGVO vom 10. Januar 

2022 erstellt, welche als Anlage 2 zur Dienstanweisung Datenschutz II-1500 vom 18. August 

2020 den Beschäftigten bekannt gegeben wurde. 

aa. Organisatorische Maßnahmen für Personalpost 

Anträge und andere Personalpost der Beschäftigten erreichen das Team 702 fast aus-

schließlich in Papierform. Der Versand erfolgt in zugeklebten Verschlussmappen. Diese wer-

den im zentralen Postraum  in das Fach des Teams gelegt. Zu dem Raum 

haben nur die Beschäftigten des Jobcenters Zutritt, von außen verfügt die Tür über einen 

Knauf, jedoch keine Klinke. Die Tür ist regelmäßig geschlossen. 
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Der Austausch der Personalpost zwischen den drei Liegenschaften des Jobcenters erfolgt 

mittels Verschlussmappen, welche in verschlossenen Postkisten durch einen Kurierdienst 

zweimal wöchentlich transportiert werden. Auch die Übersendung an die Träger erfolgt mit-

tels Verschlussmappen. 

bb. Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 

Für die Entgegennahme, Erfassung und Weiterleitung von Krankmeldungen und Kranken-

scheinen ist eine Fachassistentin zuständig. Hierzu gilt die Dienstanweisung Erkrankungen 

702 – II-5304 des Jobcenters in der Fassung vom 10. Juli 2019. Die über die Personalpost 

eingehenden Krankenscheine erfasst die Fachassistentin in einer elektronischen Liste. 

Diese ist auf dem Laufwerk des Teams 702 gespeichert. Zugriff hat nur der Personalbereich 

samt Teamleitung, nicht die Geschäftsführung. 

Die Überwachung der Einhaltung der Löschfristen für die Daten im Zusammenhang mit der 

Erkrankung der Beschäftigten obliegt derselben Fachassistentin. 

Die Originale der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen sendet sie an den jeweiligen Träger 

weiter. Kopien hierzu werden nicht gefertigt. Darüber hinaus nimmt sie die durch die krank-

heitsbedingten Abwesenheiten erforderlichen Zeitbuchungen für die kommunalen Be-

schäftigten vor. 

Sofern Beschäftigte die Unterlagen ausnahmsweise vorab eingescannt per E-Mail an das 

Funktionspostfach des Personalbereichs übersenden, überwachen die Beschäftigten des 

Teams 702 gemeinsam die Einhaltung der Löschungsobliegenheiten. Zugriff auf das Funkti-

onspostfach haben alleine die Beschäftigten dieses Teams. 

cc. Zeiterfassung 

Aktuell wird die Zeiterfassung für die Beschäftigten des Jobcenters noch unter Nutzung der 

seitens des Internen Service der BA zur Verfügung gestellten Software IT-Zeit-Web durchge-

führt. Hierzu wurde eine Dienstvereinbarung vom 19. September 2019 getroffen.  Da dieses 

Programm in Kürze seitens der BA nicht mehr weiter angeboten wird, sucht das Jobcenter 

aktuell nach einer Nachfolgelösung. 
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Parallel zu den Arbeitszeitkonten erfolgt die Beantragung und Genehmigung von Urlaub in 

den einzelnen Organisationseinheiten mittels sogenannter Urlaubskarten. Hierauf wird der 

Urlaub beantragt und durch die jeweilige Führungskraft abgezeichnet. Die Karte wird durch 

die einzelnen Beschäftigten selbst geführt. Die Abwicklung des Mitzeichnungsprozesses in-

nerhalb des aktuell genutzten Programms ist nicht möglich. 

 

dd. Personalnebenakten 

Die Personalnebenakten werden in Papierform durch die Sachbearbeiterin im Team 702 ge-

führt, abgelegt in einem Papierordner pro Team. Die Ordner befinden sich in einem ver-

schlossenen Schrank. Seitens des Jobcenters werden insbesondere Teilzeitanträge der Be-

schäftigten in Kopie aufbewahrt, welchen die Einzelheiten der jeweils aktuell geltenden Be-

dingungen entnommen werden können. Hintergrund sind Nachfragen aus dem Kreis der 

Beschäftigten aus der Vergangenheit, denen die für sie aktuell geltenden Abreden hinsicht-

lich des Umfangs der Telearbeit nicht mehr präsent waren. 

In Papierform werden auch die Unterlagen zur im Einzelfall vereinbarten Telearbeit entspre-

chend der hierfür geltenden Dienstvereinbarung vom 7. August 2018 vom Jobcenter ge-

führt. 

Das Jobcenter speichert die Geburtsdaten seiner Beschäftigten nicht. So ist auch nicht be-

kannt, in welcher Erfahrungsstufe im Sinne des Vergütungsrechts sich die Beschäftigten be-

finden. Lediglich die Dienstjubiläen (25 und 40 Jahre) sowie 50., 60. und 65. Geburtstage 

werden bei den Trägern jährlich abgefragt. Zweck dieser Erhebung ist die Gratulation durch 

die Geschäftsführung. 

In einer Excel-Liste werden darüber hinaus die betroffenen Beschäftigten mit ihrem jeweili-

gen voraussichtlichen gesetzlichen Renteneintritt erfasst. Diese Liste wird zwei Jahre ge-

speichert. Auch hierauf haben nur die Teamleitung und die weiteren Beschäftigten des 

Teams 702 Zugriff. 

Das Jobcenter speichert die Privatanschriften der Beschäftigten nicht. Zur Durchführung 

der Wahl nach § 177 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) werden die Anschriften der 

insoweit Wahlberechtigten erhoben und alleine für diesen Zweck verwendet. 
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ee. Personalentwicklung 

Zur Personalentwicklung gilt innerhalb des Jobcenters eine Dienstvereinbarung über die 

Personalentwicklung vom 10. August 2022 sowie eine Dienstanweisung „Qualifikation im 

Jobcenter Mittelsachsen“ II 5313 vom 24. August 2020. Insbesondere für die kommunalen 

Beschäftigten erfolgt die Personalentwicklung dabei mit dem Fokus auf den gesamten Trä-

ger, und nicht nur den Einsatz im Jobcenter während der aktuellen Zuweisung.  

Für die Beschäftigten der BA werden Gesprächsinhalte und Vereinbarungen zu Personalent-

wicklungs- und Qualifizierungsmaßnahmen in elektronischer Form auf dem Server der BA 

im Rahmen des seitens des Internen Services bereitgestellten Mitarbeiterportals MSS ge-

speichert. Für kommunale Beschäftigte, die keine Einwilligung zur Dokumentation über das 

Portal MSS abgegeben haben, werden diese Dokumente in Papierform erstellt (Kapitel 5.1 

der Dienstvereinbarung). Die Originale sind mit der Unterschrift der oder des jeweiligen Be-

schäftigten an den Bereich Personal zu senden, welcher die Weiterleitung an den jeweiligen 

Träger veranlasst. 

Nach der Dienstvereinbarung besteht für alle Beschäftigten eine Beurteilungspflicht, die Be-

urteilungen erfolgen dabei grundsätzlich im Drei-Jahres-Rhythmus (Kapitel 5.2 der 

Dienstvereinbarung). Zu den Regelbeurteilungen finden Entwicklungskonferenzen statt 

(Kapitel 5.2.7). Hierzu findet regelmäßig im Januar eine Auftaktkonferenz statt, in welcher 

der Maßstab für die Beurteilungen festgelegt wird. Hier werden keine personenbezogenen 

Daten der Beschäftigten besprochen. Nach der Erstellung der Einzelbeurteilungen folgt 

dann die eigentliche Entwicklungskonferenz. Hieran nehmen nur die Geschäftsführung des 

Jobcenters sowie der Personalberater des jeweiligen Trägers teil, die Bereichsleiter / Füh-

rungskräfte hingegen nicht mehr. Die Bereichsleiter werden erst im Nachgang zu dieser Ent-

wicklungskonferenz hinsichtlich der Ergebnisse für die jeweiligen Beschäftigten ihres Be-

reichs informiert. 

Durch das Team 702 wird die Beurteilungsnote nicht gespeichert. Die Beurteilungen werden 

im Original an den jeweiligen Träger gesandt. Auch dem Protokoll der Entwicklungskonfe-

renzen lassen sich keine Einzelnoten entnehmen. Lediglich aus einzelnen Maßnahmen wie 

z. B. Fortbildungen gegenüber einzelnen Beschäftigten kann gegebenenfalls geschlossen 

werden, dass diesen eine schlechte Beurteilung zugrunde lag. 
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ff. Übermittlungswege zwischen Personalverwaltung und Personalvertretung 

Die einzelnen Vorlagen werden dem Personalrat in Papierform übersandt. Zusätzlich wird 

etwa eine Woche vor einer Personalrats-Sitzung eine sogenannte Querliste per verschlüs-

selter E-Mail an das Gruppenpostfach des Personalrats übermittelt. In dieser Liste sind alle 

Vorlagen, sowohl zustimmungspflichtige als auch Kenntnisnahmen, enthalten. 

Seitens des Teams 702 werden diese Querlisten für zwei Jahre auf dem elektronischen Lauf-

werk gespeichert. Zugriff haben nur die Teamleitung und die weiteren Teammitglieder. 

 

b) Verarbeitung personenbezogener Daten in der Personalvertretung 

Der Personalrat des Jobcenters besteht aktuell aus drei Mitgliedern. Während des Informa-

tions- und Kontrollbesuchs stand mir die stellvertretende Vorsitzende des Gremiums als Ge-

sprächspartnerin zur Verfügung. Im Zimmer des Personalratsvorsitzenden steht ein weite-

rer Arbeitsplatz für die Erledigung von Personalratsaufgaben bereit. Darüber hinaus verfügt 

der Personalrat über einen Lagerraum zur Ablage, welchen er mit den anderen Gremien ge-

meinsam nutzt. 

Der Personalratsvorsitzende verfügt über eine volle Freistellung. Leider war er am Tag mei-

nes Besuches aus dienstlichen Gründen verhindert. 

Seit Beginn der Corona-Pandemie und der Anpassung des Bundespersonalvertretungsge-

setzes (BPersVG) macht der Personalrat von der Möglichkeit Gebrauch, die Sitzungen per 

Videotelefonie durchzuführen. 

Die Einzelvorlagen werden nach der Entscheidung des Personalrats mit einem Vermerk über 

den Beschluss der Geschäftsführung im Original zurückgesandt. 

Die Tagesordnung wie auch das Protokoll zu den jeweiligen Sitzungen werden im digitalen 

Ordner des Personalrats gespeichert. Jede der Dateien ist passwortgeschützt. Auf die Un-

terlagen zu Sitzungen des vorangegangenen Personalrats haben auch nur diejenigen Mit-

glieder Zugriff, die bereits Mitglieder im vorangegangenen Gremium waren. 

Auf dem Laufwerk befinden sich aktuell Unterlagen zu den Personalratssitzungen seit 2015. 
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Die Überwachung der Löschung des Outlook-Funktionspostfachs des Personalrats obliegt 

allen drei Mitgliedern gleichermaßen. Eine zeitnahe Löschung erfolgt hierbei schon aus der 

faktischen Speicherbegrenzung dieses Postfachs. 

Neben der elektronischen Speicherung wird das Sitzungsprotokoll ausgedruckt und in ei-

nem Ordner abgeheftet. Diese Papierunterlagen werden in einem verschlossenen Stahl-

schrank im Zimmer des Personalratsvorsitzenden aufbewahrt, ältere Unterlagen in dem se-

paraten Lagerraum. Der Raum des Personalratsvorsitzenden ist in der Regel verschlossen, 

die Tür verfügt über ein besonders gesichertes Türschloss. 

Der Personalrat bewahrt im Lagerraum weitere Papierunterlagen in zwei verschlossenen 

Stahlschränken auf. Dabei handelt es sich um die Niederschriften der Personalratssitzungen 

seit 2017 nebst Unterlagen zu Monatsgesprächen mit der Geschäftsführung, ausgedruckten 

Querlisten aus der Vergangenheit sowie Wahlunterlagen zu den Personalratswahlen 2020 

und 2022. 

c) Stellung der behördlichen Datenschutzbeauftragten 

Die derzeitige behördliche Datenschutzbeauftragte nimmt die Aufgaben seit dem Juli 2016 

wahr. Sie ist für diese Aufgaben zu 40 Prozent freigestellt. Daneben ist sie als juristische 

Sachbearbeiterin im operativen Bereich tätig. Zu ihren weiteren Aufgaben zählen das Aus-

handeln von Mietverträgen, die Klärung von Auseinandersetzungen mit den Trägern und die 

juristische Vertretung des Jobcenters vor dem Bundesozialgericht sowie den Zivilgerichten, 

soweit es dabei um Auseinandersetzungen mit den Kundinnen und Kunden des Jobcenters 

geht. Für gerichtliche Auseinandersetzungen mit dem eigenen Personal wird die juristische 

Unterstützung hingegen als Dienstleistung bei der BA durch das Jobcenter eingekauft. 

Es ist ein Abwesenheitsvertreter bestellt. 

Zum Datenschutz besteht eine Dienstanweisung II-1500 vom 18. August 2020. Die Beschäf-

tigten werden durch die behördliche Datenschutzbeauftragte regelmäßig durch themenbe-

zogene Rundmails informiert. Aus dem Kreis der Beschäftigten wenden sich jährlich etwa 

zwei bis drei Personen mit konkreten Eingaben an die behördliche Datenschutzbeauftragte. 

Auch der Personalrat ist in konkreten Einzelfällen als Vertreter für die Belange einzelner Be-

schäftigter an sie herangetreten. 

Die behördliche Datenschutzbeauftragte hat sich zur Einbindung in die Prozesse innerhalb 

des Jobcenters ein Netzwerk aufgebaut. Sie sieht sich in die internen Prozesse gut einge-

bunden. Nach Kapitel 6 der Dienstanweisung Datenschutz können die Führungskräfte eine 
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Person aus der Organisationseinheit als Ansprechpartner(in) für die Belange des Daten-

schutzes benennen. In einigen Teams haben sich Freiwillige hierzu gefunden, in anderen 

übernehmen die Führungskräfte selbst diese Aufgabe. So bestehen in den jeweiligen Orga-

nisationseinheiten Multiplikatoren für den Datenschutz. 

Der vorangegangene Personalrat hat der behördlichen Datenschutzbeauftragten 2020 den 

Zutritt zu den von ihm genutzten Räumlichkeiten verweigert. 

Insgesamt bewerten sowohl die behördliche Datenschutzbeauftragte als auch die stellver-

tretende Personalratsvorsitzende die gemeinsame Zusammenarbeit zwischen behördli-

chem Datenschutz und dem aktuellen Personalrat im Sinne des § 69 Satz 3 BPersVG als po-

sitiv.  

 

3. Rechtliche Bewertung 

 

Gemäß § 50 Abs. 4 S. 3 SGB II ist der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (BfDI) für die Datenschutzaufsicht über das Jobcenter als gemeinsame 

Einrichtung gemäß § 44b SGB II zuständig. Die Kontrolltätigkeit des BfDI erstreckt sich nicht 

nur auf den Umgang mit Sozialdaten nach § 50 Absatz 4 Satz 3 SGB II, sondern auch auf die 

in den Jobcentern vorhandenen Beschäftigtendaten. 

Zu lit. a) Personalverwaltung im Jobcenter 

Das Jobcenter ist eine Einrichtung öffentlichen Rechts, der unter anderem Beamte gemäß 

§ 29 Bundesbeamtengesetz (BBG) zugewiesen werden können. Mangels Dienstherreneigen-

schaft stehen ihr keine Dienstherrenbefugnisse zu. Dementsprechend stehen der Geschäfts-

führung nach § 44d Abs. 4 SGB II keine Befugnisse zur Begründung und Beendigung des Be-

amtenverhältnisses oder der mit Tarifbeschäftigten bestehenden Rechtsverhältnisse zu. Die 

zugewiesenen Beamtinnen und Beamten müssen daher auch in den Betrieb der Einrichtung 

integriert werden und unterliegen „vor Ort“ dem fachlichen Direktions- und Weisungsrecht 

der Einrichtung (BeckOK BeamtenR Bund/Thomsen BBG § 29 Rn. 19 – 23). Das Bundesver-

waltungsgericht geht in seinem Beschluss vom 17. Mai 2017 – 5 P 2.16 – (abgedruckt in ZfPR 

4/2017) davon aus, dass gemeinsame Einrichtungen einstufige Verwaltungen mit zwei Or-

ganen sind, nämlich der Trägerversammlung und der Geschäftsführung (§§ 44c, 44d SGB II). 

Sie sind nicht Teil der Träger, sondern diesen gegenüber eigenständig. Die Rechtsprechung 

geht für die gemeinsame Einrichtung davon aus, dass durch die Zuweisung zu einem Job-

center die Eingliederung in die bisherige Dienststelle verloren geht (z.B. OVG Saarland, Be-
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schluss v. 25.4.2013 – 4 A 234/12). Darüber hinaus sind die Jobcenter nicht in den Geschäfts-

bereich der mehrstufigen Verwaltung der Bundesanstalt für Arbeit eingebunden (BVerwG 

Beschluss v. 24.09.2013 – 6 P 4.1 – BVerwGE 148, 36 Rn. 27 m. w. N.). 

Nach Art. 88 DSGVO i. V. m. § 26 Abs. 5 BDSG muss das Jobcenter hinsichtlich der Verarbei-

tung der entsprechenden Beschäftigtendaten geeignete Maßnahmen ergreifen, um sicher-

zustellen, dass insbesondere die in Art. 5 DSGVO dargelegten Grundsätze für die Verarbei-

tung personenbezogener Daten eingehalten werden. 

Da die Beschäftigten dem Jobcenter als gemeinsamer Einrichtung nach § 44g SGB II (ledig-

lich) zugewiesen sind, verbleiben die Personalgrundakten weiterhin bei der Stammdienst-

stelle, d.h. entweder bei der BA oder bei der Kommune.  

Für die Zeit während der Zuweisung könnte das Jobcenter eigene Personalakten führen. 

Hiervon wird jedoch kein Gebrauch gemacht. Vielmehr werden die Unterlagen mit Relevanz 

für die Personalakte vom Jobcenter den jeweiligen Stammdienststellen zugeleitet.  

Soweit für die zugewiesenen Beschäftigten im Jobcenter Bundesrecht anzuwenden ist, also 

für die Bundesbeamten und auch für die Tarifbeschäftigten der BA, ist für die Personal-

aktenführung §§ 106 ff. Bundesbeamtengesetz (BBG) maßgeblich. Für die Tarifbeschäftig-

ten gelten die Vorschriften in Ermangelung spezifischer gesetzlicher oder tarifvertraglicher 

Regelungen entsprechend. § 106 Abs. 2 S. 3 BBG erlaubt die Führung von Personalnebenak-

ten, wenn die personalverwaltende Behörde (hier also die BA) nicht zugleich Beschäfti-

gungsbehörde (hier das Jobcenter) ist. Nebenakten umfassen nach der gesetzlichen Defini-

tion Unterlagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten befinden. Sie dürfen nur 

solche Unterlagen enthalten, deren Kenntnis zur rechtmäßigen Aufgabenerledigung des 

Jobcenters erforderlich ist (vgl. § 106 Abs. 2 S. 3 letzter HS BBG). 

Die vom Jobcenter geführten Nebenakten im Sinne von § 106 Abs. 2 Satz 3 BBG sind nicht 

zu beanstanden, soweit dort keine Aktenbestandteile ohne hinreichenden Rechtsgrund, 

d.h. zur rechtmäßigen Aufgabenerledigung des Jobcenters, doppelt verarbeitet werden. Für 

eine solche doppelte Aktenführung konnten im Rahmen der Kontrolle keine Anhaltspunkte 

ermittelt werden. 

Die Rechtslage für die kommunalen Beschäftigten ist vergleichbar, so dass hierauf an dieser 

Stelle nicht weiter eingegangen wird. 
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Die seitens des Jobcenters getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen im 

Zusammenhang mit der Abwicklung interner Personalpost als auch mit der Erhebung und 

Weiterleitung der Beschäftigtendaten im Zusammenhang mit Krankmeldungen und 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen begegnen nach meinen Feststellungen vor Ort aus 

datenschutzrechtlicher Sicht keinen Bedenken. 

Auch die Strukturen der Personalentwicklung berücksichtigen wesentliche Aspekte des 

Datenschutzes. Insbesondere die Beschränkung des Kreises der Teilnehmer auf die Ge-

schäftsführung des Jobcenters sowie jeweils eine Vertreterin der beiden Träger begrüße ich 

ausdrücklich. 

Dem Jobcenter obliegen die Informationspflichten nach dem zweiten Abschnitt des dritten 

Kapitels der DSGVO. Dies gilt auch gegenüber den Beschäftigten. Diese Informationspflicht 

hat das Jobcenter durch die Anlage 2 vom 10. Januar 2022 zu seiner Dienstanweisung Da-

tenschutz erfüllt.  

Es besteht meines Erachtens jedoch keine Erforderlichkeit zur Speicherung der sogenann-

ten Querlisten über den Zeitpunkt der Entscheidung des Personalrats über die darin enthal-

tenen Vorlagen hinaus. Sobald der Geschäftsführung die einzelnen Vorlagen mit Vermerk 

über die Entscheidung des Personalrats im Original wieder vorliegen, ist die jeweilige Ent-

scheidung bereits daraus hinreichend dokumentiert. Die parallele Speicherung der entspre-

chenden Vorlage in den Querlisten seitens des Teams 702 verstößt damit gegen den Grund-

satz der Datenminimierung nach Art. 5 Abs. 1 lit. c) DSGVO. Hierzu verweise ich auch auf die 

nachfolgenden Ausführungen hinsichtlich der parallelen Speicherung dieser Unterlagen sei-

tens der Personalvertretung. 

Zu lit. b) Verarbeitung personenbezogener Daten in der Personalvertretung 

Mit der Eingliederung der Beschäftigten vor Ort gehen die Vorschriften in § 44h SGB II zur 

eigenständigen Personalvertretung innerhalb der gemeinsamen Einrichtung einher. Das 

Bundesverwaltungsgericht nimmt in den Fällen eine Zuständigkeit des Personalrates an, in 

denen der Dienststellenleiter eine personalvertretungsrechtlich relevante Maßnahme i. S. 

d. § 69 Abs. 2 BPersVG a. F. trifft (BVerwG, Beschluss v. 17.05.2017 – 5 P 2.16 -, in ZfPR 4 2017, 

S. 99). 

Durch die Neufassung des § 69 Satz 2 BPersVG hat der Gesetzgeber klargestellt, dass der 

Personalrat kein eigenständiger Verantwortlicher im Sinne des Art. 4 Nr. 7 DSGVO, sondern 

in datenschutzrechtlicher Sicht der Dienststelle zuzurechnen ist. Als Teil der Organisations-
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struktur unterfällt er damit auch dem Zuständigkeitsbereich der oder des behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten. Es ist Teil der Aufgaben der oder des behördlichen Datenschutzbe-

auftragten nach Art. 39 Abs. 1 lit. b) DSGVO und § 7 Abs. 1 Nr. 2 BDSG, auch die Verarbeitung 

personenbezogener Daten innerhalb der Personalvertretung auf die Übereinstimmung mit 

den Vorgaben der DSGVO und des BDSG zu überprüfen. Hierzu verweise ich auch auf meine 

Broschüre „Die Datenschutzbeauftragten in Behörden und Betrieben (Info 4)“, wo ich diese 

Auffassung im Kapitel 3.2 auf Seite 33 bereits kommuniziert habe 

(https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/INFO4.html). 

Auf die Beteiligungsvorlagen haben innerhalb der Personalvertretung grundsätzlich nur die 

ordentlichen Personalratsmitglieder Zugriff. Sie werden in dem Funktionspostfach zeitnah 

gelöscht und auf dem Laufwerk des Personalrats mit Passworten verschlüsselt. Durch die 

Wahl verschiedener Passworte ist sichergestellt, dass nur die jeweils zugriffsberechtigten 

Personalratsmitglieder auf die jeweiligen Dokumente Zugriff haben. Dies gilt auch bei per-

sonellen Wechseln innerhalb des Gremiums aufgrund von Neuwahlen.  

Auch die Aufforderung aus § 69 S. 3 BPersVG zur gegenseitigen Unterstützung von Dienst-

stelle und Personalrat sehe ich angesichts der übereinstimmenden Aussagen der behördli-

chen Datenschutzbeauftragten und der stellvertretenden Personalratsvorsitzenden als er-

füllt an, so dass ich die seinerzeitige Weigerung des vorangegangenen Personalrats, eine 

Kontrolle durch die behördliche Datenschutzbeauftragte zuzulassen, als erledigt betrachte. 

Die Speicherung sowohl der sogenannten Querlisten als auch der Tagesordnungen nach 

Entscheidung der darin enthaltenen Vorlagen durch den Personalrat halte ich neben den 

Sitzungsprotokollen nicht für erforderlich. Nach Art. 88 DSGVO i. V. m. § 26 Abs. 1 S. 1 ist die 

Verarbeitung personenbezogener Daten im Beschäftigungsverhältnis zulässig, soweit sie 

zur Durchführung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung oder Erfüllung der 

sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung er-

gebenden Rechte und Pflichten der Interessenvertretung erforderlich ist.  

Daraus folgt wiederum, dass auch im Personalrat die personenbezogenen Daten der Be-

schäftigten, die er im Zuge seiner Beteiligung erhalten hat, nur solange gespeichert werden 

dürfen, wie sie für die konkrete Ausübung des Beteiligungsrechts erforderlich sind. Mit Erle-

digung der je nach Rechtsgrundlage begründeten Aufgabe ist somit grundsätzlich auch die 

Speicherung der Daten nicht mehr zulässig.  

In Bezug auf Beteiligungsverfahren im konkreten Einzelfall halte ich eine Aufbewahrung per-

sonenbezogener Daten bei der Personalvertretung nach Abschluss des Beteiligungsvorgan-

ges, was auch die Erledigung im Einigungsverfahren einschließt, nicht für erforderlich. Denn 
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der jeweilige Beschluss wird einerseits in den Sitzungsprotokollen und andererseits in der 

Antwort an den Dienstherrn dokumentiert. Soweit sich aus der Maßnahme ein Rechtsstreit 

entwickelt, ist dieser gegen den Dienstherrn gerichtet, nicht gegen die Personalvertretung.  

Die Originale der Niederschriften/Protokolle der Personalratssitzungen haben den Charak-

ter von Privaturkunden im Sinne des § 426 ZPO und sind über die Amtszeit eines Personal-

rates hinaus aufzubewahren (vgl. Altvater, Rn 13 zu § 41 BPersVG).  

Aktuell werden die Daten zu den einzelnen Vorgaben alleine innerhalb der Personalvertre-

tung insgesamt vierfach gespeichert: Im Rahmen der Tagesordnung der jeweiligen Sitzung, 

in der Querliste und innerhalb des im Wesentlichen auf der Tagesordnung aufbauenden Pro-

tokolls, welches seinerseits sowohl in elektronischer Form als auch als Papierausdruck auf-

bewahrt wird. Diese vierfache Speicherung desselben Datums widerspricht dem Grundsatz 

der Datenminimierung nach Art. 5 Abs. 1 lit. c) DSGVO.  

Was die Speicherung der in den Querlisten und Tagesordnungen enthaltenen Daten über 

die Amtszeit des vorangegangenen Personalrats hinaus betrifft, kann darüber hinaus auch 

ein Verstoß gegen den Grundsatz der Speicherbegrenzung nach Art. 5 Abs. 1 lit. e) DSGVO 

vorliegen. Leider stand mir im Rahmen meines Informations- und Kontrollbesuchs nicht der 

Personalratsvorsitzende zur Verfügung, um die Frage zu klären, zu welchem Zweck diese 

Unterlagen auch aus der Vergangenheit aktuell weiterhin gespeichert werden. Ich bitte Sie, 

darauf im Rahmen der mit diesem Schreiben angeforderten Stellungnahme einzugehen.  

Zu lit. c) Stellung der behördlichen Datenschutzbeauftragten 

Stellung und Aufgaben der behördlichen Datenschutzbeauftragten sind in Art. 38 und 39 

DSGVO i. V. m. §§ 6 und 7 BDSG geregelt. Danach wirken die behördlichen Datenschutzbe-

auftragten auf die Einhaltung der DSGVO, des BDSG und anderer Vorschriften über den Da-

tenschutz hin. Hierzu zählt auch Art. 88 DSGVO i. V. m. § 26 BDSG, der die Datenverarbeitung 

für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses regelt. 

Nach meinen Feststellungen haben Sie eine geeignete Person zur behördlichen Daten-

schutzbeauftragten benannt. Sie ist mit vierzig Prozent eines Vollzeitäquivalents im Jobcen-

ter beschäftigt und nimmt die Aufgaben der behördlichen Datenschutzbeauftragten auch in 

diesem Umfang wahr. Der zeitliche Umfang erscheint in Relation zur Größe des Jobcenters 

angemessen, auch wenn dieses sich auf mehrere Standorte verteilt. Ich begrüße, dass die 

behördliche Datenschutzbeauftragte von der Geschäftsführung unterstützt wird. 
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Die behördliche Datenschutzbeauftragte ist nicht zuletzt aufgrund besonderer Eigeninitia-

tive gut in die internen Entscheidungsfindungsprozesse des Jobcenters eingebunden. Ich 

gehe davon aus, dass die Vielzahl der von mir im Rahmen des Informations- und Kontroll-

besuchs geprüften technischen und organisatorischen Maßnahmen in wesentlichen Punk-

ten von der behördlichen Datenschutzbeauftragten mit entwickelt und geprägt worden 

sind. 

 

5. Hinweis zur Veröffentlichung 

Erlauben Sie mir abschließend noch den folgenden Hinweis: 

Der BfDI strebt ein modernes Informationsmanagement zwischen Bürger und Staat an, das 

eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglichen soll. In Verfolgung dieses Ziels werden Kon-

trollberichte und/oder die jeweiligen Bescheide im rechtlich zulässigen Rahmen veröffent-

licht. Sofern die kontrollierte Stelle dies wünscht, wird auch deren Stellungnahme veröf-

fentlicht. Sofern der Kontrollbericht und/oder der darauf eventuell folgende Bescheid Na-

men einzelner natürlicher Personen enthalten, werden diese vor Veröffentlichung ge-

schwärzt. Die Veröffentlichung erfolgt mit Bestandskraft des Bescheids bzw. in Fällen ohne 

Bescheid ca. einen Monat nach Übersendung des Kontrollberichts. 

Sofern Bedenken gegen die geplante Veröffentlichung bestehen, bitte ich, mir diese mitzu-

teilen. 

Über eine eventuelle Pflicht zur Herausgabe nach den Regelungen des Informationsfrei-

heitsgesetzes des Bundes (IFG) ist im Einzelfall gesondert zu entscheiden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 

 

 

 
 

 


